
Nachschlagewerk: ja

BGHZ:___________ nein

ZPO § 539

Fehler des erstinstanzlichen Gerichts bei der Vertragsaus­
legung stellen grundsätzlich Mängel der Anwendung sachli­
chen Rechts dar und rechtfertigen daher keine Zurückverwei­
sung der Sache gemäß § 539 ZPO. Ausnahmsweise können sich 
bei der Vertragsauslegung Verfahrensfehler etwa dann zei­
gen, wenn das Gericht erkennbar vertragliche Regelungen 
überhaupt nicht zur Kenntnis genommen oder sprachlich 
falsch verstanden hat oder wenn ein vergleichbarer Fall der 
Verkennung des Prozeßstoffs vorliegt.

BGH, Urteil vom 3. November 1992 - VI ZR 362/91 - OLG BambergLG Hof
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 3. November 1992 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Steffen und die Richter 
Dr. Lepa, Bischoff, Dr. Müller und Dr. Dressier

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Kläger wird das Urteil des 
5. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Bamberg 
vom 30. April 1991 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Revi­
sion, an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Die Kläger nehmen die Beklagte auf Zahlung von 
65.000 DM als Teilbetrag von Mietzinsforderungen in An­
spruch, mit denen sie als Vermieter gegenüber der Mieterin, 
der F.A. KG, die in H. und W. Einzelhandel mit Textilien 
betrieben hat, wegen deren Zahlungsunfähigkeit ausgefallen 
sind.

Die Kläger (als Gesellschaft bürgerlichen Rechts) ver­
mieteten im Januar 1984 Geschäftsräume in W. an die 
F.A. KG. Diese mietete im August 1984 weitere Geschäftsräu­
me in H. an; Vertragspartner des letzteren Mietverhältnis­
ses war auf Vermieterseite zuletzt die Klägerin zu 2).

Am 2. September 1985 schloß die F.A. KG mit der Be­
klagten, die ihr umfangreiche Kredite gewährt hat, einen 
Sicherungsübereignungsvertrag, der u.a. folgende Regelungen 
enthielt:

"Zur Sicherung aller Ansprüche aus der gesamten 
Geschäftsverbindung ... übereignet ... F.A. KG 
... - nachstehend der Sicherungsgeber genannt - 
der S. (Beklagte) die Waren, die in dem unten 
näher bezeichneten Sicherungsraum gelagert sind 
oder während der Dauer der Geschäftsverbindung 
dorthin verbracht werden (Raumsicherungsüber­
eignung) .
I. ...
a) Der Sicherungsraum besteht aus den aus der 
Anl. Nr. 1 ersichtlichen Räumlichkeiten oder 
Flächen ...
c) Der Sicherungsgeber versichert ..., daß er 
Eigentümer der Waren und zur freien Verfügung
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über sie berechtigt ist, insbesondere daß die 
Waren nicht dem Eigentumsvorbehalt eines Drit­
ten unterliegen und weder gepfändet, verpfändet 
noch anderweitig zur Sicherheit übereignet 
sind....
II. ...2.1 Die Vertragsparteien einigen sich dahin, 
daß das Eigentum an den im Sicherungsraum gela­
gerten Waren mit Abschluß des Vertrages auf die 
S. übergeht. ... Der Sicherungsgeber kann an­
statt der Abführung des Verkaufserlöses andere 
Waren, an denen sich der Verkäufer nicht das 
Eigentum Vorbehalten hat und die dem bei der 
Übereignung zugrundegelegten Beleihungswert der 
entnommenen Waren entsprechen, dem Warenlager, 
das er für die S. im Sicherungsraum verwahrt, 
einverleiben. Mit der Verbringung in den Siche­
rungsraum und der damit verbundenen Übernahme 
der Verwahrung für die S. durch den Sicherungs­
geber werden die Waren gemäß dieser Vereinba­
rung Eigentum der S.
2.2. ... Alle Bestimmungen, die nach den Nr. 1 
bis 8 dieses Vertrages für die ursprünglich 
übereigneten Waren bestehen, gelten entspre­
chend für die aus ihnen hergestellten Halb- und 
Fertigfabrikate und die nachträglich in den Si­
cherungsraum verbrachten Waren.
4. ...
Der Sicherungsgeber, der für die Räumlichkei­
ten, die den Sicherungsraum bilden, Miet- oder 
Pachtzins zu zahlen hat, versichert unter Vor­
lage der Quittungen, daß die Zahlungen erfolgt 
sind. Er verpflichtet sich, auch in Zukunft den 
Zins pünktlich zu bezahlen und die Zahlungen 
auf Verlangen jeweils unverzüglich der S. durch 
Quittungen nachzuweisen. Die S. ist berechtigt, 
notfalls selbst den Zins zu Lasten des Siche­
rungsgebers zu zahlen."

Ab Dezember 1987 geriet die F.A. KG mit den Mietzah­
lungen aus beiden genannten Mietverträgen in Rückstand. Sie
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und ihr persönlich haftender Gesellschafter wurden als Ge­
samtschuldner rechtskräftig verurteilt, an die Kläger in 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts 50.038,44 DM und an die 
Klägerin zu 2) weitere 141.461,39 DM rückständigen Mietzins 
zu bezahlen. Die von den Klägern hierauf eingeleiteten 
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen hatten wegen Zahlungsunfähig­
keit der Schuldner keinen Erfolg.

Die Kläger führen dies darauf zurück, daß die Beklagte 
in rechtlich unzulässiger Weise auf die Vermögenswerte der 
F.A. KG, vor allem auf deren Warenbestand und Umsatzerlöse, 
zugegriffen, insbesondere kurz vor dem finanziellem Zusam­
menbruch des Unternehmens die Geschäftskasse in H. stünd­
lich geleert habe. Daher hafte die Beklagte ihnen gegenüber 
wegen des Ausfalls der Mietzinsforderungen aus verschiede­
nen rechtlichen Gesichtspunkten, insbesondere auf Schadens­
ersatz wegen Verletzung ihres Vermieterpfandrechts. Im üb­
rigen haben die Kläger Rückzahlungsansprüche der F.A. KG 
gegen die Beklagte gepfändet, auf die sie ihre Klage eben­
falls stützen.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Auf die Be­
rufung der Kläger hat das Oberlandesgericht das erstin­
stanzliche Urteil aufgehoben und die Sache zur weiteren 
Verhandlung und Entscheidung an das Landgericht zurückver­
wiesen. Hiergegen richtet sich die Revision der Kläger, die 
ihr Klagebegehren weiter verfolgen.
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Entscheidungsqründe:

I.

Das Berufungsgericht ist der Auffassung, das Verfahren 
des ersten Rechtszuges leide an einem wesentlichen Mangel 
i.S. des § 539 ZPO.

Das Landgericht habe seine Entscheidung im Ausgangs­
punkt darauf gestützt, der Sicherungsübereignungsvertrag 
vom 2. September 1985 sei rechtswirksam, ermangele insbe­
sondere nicht der erforderlichen sachenrechtlichen Be­
stimmtheit, obwohl sich in den Sicherungsräumen auch unter 
Eigentumsvorbehalt gelieferte Ware befunden habe; der Ver­
trag sei nämlich dahin auszulegen, daß solche Vorbehaltswa­
re nicht von der Sicherungsübereignung ausgeschlossen gewe­
sen sei, vielmehr insoweit das Anwartschaftsrecht auf die 
Beklagte habe übertragen werden sollen.

Die Vertragsauslegung im erstinstanzlichen Urteil be­
ruhe darauf, daß das Landgericht den Kern des Parteivor­
bringens der Kläger verkannt und eine entscheidungserhebli­
che Frage verfehlt habe. Das Landgericht habe bei seiner 
Entscheidungsfindung die Regelungen des Sicherungsübereig­
nung s Vertrages vom 2. September 1985 nicht wie geboten zu­
grunde gelegt, jedenfalls nicht hinreichend beachtet. Die 
im ersten Rechtszug vorgenommene Auslegung hinsichtlich der 
Behandlung von Vorbehaltsware widerspreche dem klaren Wort­
laut des Vertrages. Denn die Vertragspartner hätten die Si­
cherungsübereignung ausdrücklich auf die im Eigentum der 
F.A. KG stehenden Waren beschränkt; Vorbehaltsgut habe da-
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her generell als Kreditunterlage ausscheiden müssen. Eine 
derartige Vertragsgestaltung sei jedoch wegen Verstoßes ge­
gen das sachenrechtliche Bestimmtheitsgebot nicht wirksam. 
Dies habe das Landgericht verkannt, da es verfahrensfehler­
haft wesentliche Regelungen des Vertragsinhalts unbeachtet 
gelassen habe.

Auf diesem Mangel beruhe das Urteil des Landgerichts, 
da es bei der Prüfung der in Betracht kommenden Anspruchs­
grundlagen für die Klageforderung zu Unrecht von der Wirk­
samkeit des Sicherungsübereignungsvertrages ausgehe. Sei 
diese Frage nämlich anders zu beurteilen, ergäben sich 
hieraus zwangsläufig Folgen für die möglichen Anspruchs­
grundlagen.

II.

Das Berufungsurteil hält der revisionsrechtlichen 
Überprüfung nicht stand. Die Revision rügt zu Recht, daß 
die vom Berufungsgericht ausgesprochene Zurückverweisung 
der Sache in § 539 ZPO keine Grundlage findet. Die Kläger 
sind durch die Aufhebung und Zurückverweisung der Sache an 
das Landgericht beschwert, weil ihrem Begehren auf Verur­
teilung der Beklagten nicht stattgegeben worden ist.

1. Die Vorschrift des § 539 ZPO, die eine Ausnahme von 
der Verpflichtung zu der dem Berufungsgericht in § 537 ZPO 
aufgegebenen erneuten vollständigen Verhandlung und Ent­
scheidung der Sache regelt, ist eng auszulegen. Das Beru­
fungsgericht hat das Vorliegen der Voraussetzungen des 
§ 539 ZPO anhand eines strengen MaßStabes zu prüfen, bevor
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es die Sache an das Gericht des ersten Rechtszuges zurück­
verweist (vgl. Senatsurteile BGHZ 18, 107, 110 und BGHZ 31, 
358, 362; BGH, Urteil vom 19. Oktober 1989 - I ZR 22/88 - 
NJW-RR 1990, 481).

2. Der Auffassung des Berufungsgerichts, das Verfahren 
vor dem Landgericht leide an einem wesentlichen Mangel, 
kann nicht gefolgt werden.

a) Es kann allerdings auch einen schweren Verfahrens­
fehler i.S. des § 539 ZPO darstellen, wenn das erstinstanz­
liche Gericht den Anspruch der Partei auf rechtliches Gehör 
dadurch verletzt hat, daß es den Kern ihres Vorbringens 
verkannt und daher eine entscheidungserhebliche Frage ver­
fehlt (vgl. BGH, Urteil vom 5. April 1990 - III ZR 4/89 - 
VersR 1991, 72, 73 m.w.N.) oder einen wesentlichen Teil 
des Klagevortrags übergangen hat (vgl. Senatsurteil vom 
4. Februar 1986 - VI ZR 220/84 - VersR 1986, 654, 655; BGH, 
Urteil vom 12. Oktober 1983 - IVb ZR 357/81 - NJW 1984,
306, 307).

Hingegen kann nicht von einem Verfahrensmangel in die­
sem Sinne gesprochen werden, wenn das erstinstanzliche Ge­
richt das Parteivorbringen lediglich unter einem sachlich­
rechtlich fehlerhaften Gesichtspunkt gewürdigt oder deshalb 
nicht weiter erörtert hat, weil es hierauf nach seinem ma­
teriell-rechtlichen (möglicherweise unrichtigen) Standpunkt 
nicht ankam. Denn die Frage, ob das Verfahren des ersten 
Rechtszuges an einem erheblichen Fehler leidet, ist vom ma­
teriell-rechtlichen Standpunkt des Erstrichters aus zu be­
urteilen (st. Rspr., vgl. BGHZ 18, 107, 109; 31, 358, 362;
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86, 218, 221; Senatsurteile vom 4. Februar 1986 aaO und vom 
9. Dezember 1986 - VI ZR 279/85 - VersR 1987, 590 m.w.N.; 
BGH, Urteil vom 30. Oktober 1990 - XI ZR 173/89 - BGHR ZPO 
§ 539 Verfahrensmangel 7).

b) Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze läßt sich 
- entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts - kein we­
sentlicher Mangel des Verfahrens des Landgerichts feststel­
len.

Das Berufungsgericht sieht einen Verfahrensfehler da­
rin, daß das Landgericht einem Teil der im Sicherungsüber­
eignungsvertrag vom 2. September 1985 enthaltenen Regelun­
gen nicht die gehörige Beachtung geschenkt habe und dadurch 
zu einer unrichtigen Vertragsauslegung gelangt sei. Diese 
Auslegung vertraglicher Vereinbarungen ist jedoch Teil der 
Anwendung des sachlichen Rechts. Fehler, die dem Gericht 
insoweit unterlaufen, sind grundsätzlich als materiell­
rechtliche Mängel zu erachten.

Allerdings kann die Vertragsauslegung in besonderen 
Fällen auch auf Verfahrensfehlern beruhen. Dies wäre etwa 
dann zu bejahen, wenn das Gericht Vertragsbestimmungen 
nicht lediglich inhaltlich unzutreffend gewürdigt oder ih­
nen nicht den gebotenen Stellenwert zuerkannt hätte, son­
dern wenn erkennbar vertragliche Regelungen überhaupt nicht 
zur Kenntnis genommen oder sprachlich falsch verstanden 
worden wären. Ein derartiger Fall der Verkennung des Pro­
zeßstoffs ist aber hier nicht gegeben.
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Das Landgericht hat seinen Überlegungen die Vertrags­
urkunde des Sicherungsübereignungsvertrages vom 2. Septem­
ber 1985, deren Bestimmungen es teilweise im wörtlichen 
Auszug im Tatbestand seines Urteils wiedergegeben hat, zu­
grundegelegt. Es hat auch bei seiner rechtlichen Würdigung 
diese Vertragsurkunde, an der sich die Vertragsauslegung 
auszurichten hatte, keineswegs außer acht gelassen. Da das 
Landgericht nicht gehalten war, in seiner Entscheidung alle 
Regelungen des Vertragstextes, denen eine rechtliche Bedeu­
tung zukommen konnte, aufzuführen oder sie ausdrücklich zu 
erörtern, kann dem Urteil auch nicht entnommen werden, das 
Landgericht habe in der Vertragsurkunde enthaltene maßgeb­
liche Bestimmungen, jedenfalls soweit es diese im Tatbe­
stand nicht wörtlich wiedergegeben oder in den Entschei­
dungsgründen ausdrücklich angesprochen hat, gar nicht zur 
Kenntnis genommen, sie falsch gelesen, miteinander verwech­
selt oder in vergleichbarer Weise verkannt.

Das Landgericht hat allerdings bei der Bewertung der 
vertraglichen Regelungen, wie sie sich aus den von ihm ge­
troffenen tatsächlichen Feststellungen, insbesondere auch 
der Vertragsurkunde, ergaben, eine Vertragsauslegung für 
richtig erachtet, die nach Auffassung des Berufungsgerichts 
mit einem Teil der Vertragsbestimmungen nicht vereinbar 
ist. Sollte diese Ansicht des Berufungsgerichts zutreffen, 
so wäre die Vertragsauslegung des Landgerichts den rechtli­
chen Auslegungsgrundsätzen, wie sie insbesondere in §§ 133, 
157 BGB ihren gesetzlichen Niederschlag gefunden haben, 
nicht hinreichend gerecht geworden. Denn das Landgericht 
hätte dann vertragliche Regelungen inhaltlich nicht in der 
gebotenen Weise berücksichtigt oder sie jedenfalls in ihrer
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rechtlichen Bedeutung und Tragweite nicht richtig einge­
schätzt. Ein derartiger Verstoß gegen anerkannte Ausle­
gungsgrundsätze, der auch dann gegeben ist, wenn nicht alle 
für die Auslegung wesentlichen Tatsachen berücksichtigt 
worden sind (vgl. z.B. BGH, Urteil vom 18. März 1974 
- II ZR 68/72 - NJW 1974, 1082), wäre aber nicht als Ver­
fahrensmangel, sondern als materiell-rechtlicher Ausle­
gungsfehler einzustufen (vgl. dazu Senatsurteil vom 20. De­
zember 1983 aaO S. 384 f.).

3. Das Berufungsgericht durfte die Sache auch deswegen 
nicht an das Landgericht zurückverweisen, weil es an der 
Feststellung der Ursächlichkeit des vermeintlichen Verfah­
rensmangels für den Ausgang des Rechtsstreits fehlt.

a) Die Anwendung des § 539 ZPO ist rechtsfehlerhaft, 
wenn sie wegen eines Verfahrensfehlers erfolgt, auf den es 
für das Ergebnis der Entscheidung rechtlich nicht ankommt 
(vgl. Senatsurteil BGHZ 31, 358, 364; BGH, Urteil vom
19. Oktober 1989 - I ZR 22/88 - aaO). Ein Berufungsgericht 
muß im Rahmen seiner Sachentscheidungskompetenz nach § 537 
ZPO diese rechtliche Relevanz umfassend prüfen, wobei es 
auch solche Streitpunkte des Anspruchs zu berücksichtigen 
hat, über die im ersten Rechtszug nicht entschieden worden 
ist (vgl. BGHZ 71, 226, 230).

b) Vorliegend hat sich das Berufungsgericht auf die 
Auslegung des Sicherungsübereignungsvertrages vom 2. Sep­
tember 1985 und die Beanstandung des seiner Auffassung nach 
anzunehmenden Verfahrensfehlers des Landgerichts be­
schränkt; zu den weiteren Fragen des Rechtsstreits hat das
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Berufungsgericht nicht in der gebotenen Weise Stellung ge­
nommen. Es hat sich insbesondere nicht hinreichend mit der 
Frage auseinandergesetzt, ob und inwieweit es auf die Aus­
legung des Sicherungsübereignungsvertrages für die Ent­
scheidung über die mit der Klage geltend gemachten Ansprü­
che überhaupt ankommt. Hierfür genügte nicht der eher bei­
läufige Hinweis des Berufungsgerichts, bei einer Unwirksam­
keit des Sicherungsübereignungsvertrages ergäben sich 
zwangsläufig Folgen für die in Betracht kommenden An­
spruchsgrundlagen, wobei an Ansprüche aus ungerechtfertig­
ter Bereicherung oder wegen Verletzung des Vermieterpfand­
rechts zu denken sei.

c) Das Klagebegehren ist in erster Linie auf einen 
Schadensersatzanspruch nach § 823 Abs. 1 BGB i.V.m. § 559 
BGB wegen Verletzung des Vermieterpfandrechts gestützt. In­
soweit jedenfalls kommt es jedoch auf die Wirksamkeit (ins­
besondere die sachenrechtliche Bestimmtheit) des Siche­
rungsübereignungsvertrages nicht an. Denn ein Vermieter­
pfandrecht der Klägerin an Waren, die von der Sicherungs­
übereignung erfaßt wurden (auch an erst nach Abschluß des 
Sicherungsübereignungsvertrages in die Sicherungsräume ein- 
gebrachten Gegenständen), hatte Vorrang vor dem Sicherungs­
eigentum (vgl. BGH, Urteil vom 12. Februar 1992 
- XII ZR 7/91 - WM 1992, 600, 601 f.). Sollte die Beklagte, 
wie die Kläger vortragen, deren Vermieterpfandrecht in de­
liktsrechtlich relevanter Weise verletzt haben, so stünde 
dem nicht entgegen, daß sie an den betreffenden Gegenstän­
den Sicherungseigentum hatte. Eine abschließende Entschei­
dung dieser Frage setzt jedoch tatsächliche Feststellungen
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voraus, die vom Berufungsgericht bisher nicht getroffen 
wurden.

d) Die Kläger haben ihr Begehren in den Tatsachenin­
stanzen auf weitere Anspruchsgrundlagen gestützt, darunter 
auf Schadensersatz wegen Vertragsverletzung, auf eine Haf­
tung der Beklagten für die Mietzinsforderungen wegen Vermö­
gensübernahme gemäß § 419 BGB und auf Ansprüche aus dem An­
fechtungsgesetz. Im Berufungsurteil sind auch zu diesen An­
spruchsgrundlagen weder tatsächliche Feststellungen getrof­
fen noch rechtliche Überlegungen angestellt worden. Eine 
verfahrensrechtlich zulässige Zurückverweisung gemäß § 539 
ZPO hatte aber eine sachliche Prüfung und Entscheidung des 
Berufungsgerichts dahin zur Voraussetzung, daß die Klage 
auch aus keinem dieser Klagegründe ohne Beantwortung der 
Frage nach der Wirksamkeit des Sicherungsübereignungsver­
trages Erfolg haben kann.

4. Das Urteil ist daher aufzuheben und der Rechts­
streit gemäß § 565 Abs. 1 ZPO zur weiteren Sachaufklärung 
an das Berufungsgericht zurückzuverweisen.

Im Rahmen der erneuten Verhandlung werden die Kläger 
Gelegenheit haben, durch Präzisierung ihres Sachvortrages 
Bedenken zu begegnen, die sich gegen die Bestimmtheit ihres 
Klagebegehrens deswegen richten können, weil sie bisher 
nicht hinreichend deutlich gemacht haben, wie sich der gel­
tend gemachte Teilbetrag von 65.000 DM auf die aus zwei 
Mietverträgen (betreffend die Geschäftsräume in H. und in 
W.) herrührenden Mietzinsforderungen aufteilt und welche 
Mietzeiträume dieser Teilbetrag betreffen soll.
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Sollte auch nach weiterer Sachaufklärung der Frage 
rechtliche Bedeutung zukommen, ob der Sicherungsübereig­
nungsvertrag vom 2. September 1985 rechtswirksam ist, ins­
besondere dem sachenrechtlichen Bestimmtheitsgebot genügt, 
so wird das Berufungsgericht zu beachten haben, daß die 
hier getroffenen vertraglichen Regelungen in rechtlich we­
sentlichen Punkten anders gestaltet sind als in jenem Sach­
verhalt, welcher dem Urteil des Bundesgerichtshofs vom 
20. März 1986 - IX ZR 88/85 - NJW 1986, 1985, 1986 zugrun­
delag: In jenem Fall waren sich die Vertragspartner bewußt, 
daß in die Sicherungsräume auch Vorbehaltsware gelangte, 
und schlossen diese von der Sicherungsübereignung ausdrück­
lich aus. Vorliegend hingegen sollte die Übereignung nach 
der Vertragsurkunde alle Waren im Sicherungsraum erfassen, 
wobei davon ausgegangen wurde, daß sie sämtlich im Eigen­
tum des Sicherungsgebers stehen.

Dr. Steffen Dr. Lepa Bischoff

Dr. Müller Dr. Dressier
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